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Die Tatsache, daß das Bonner Grundgesetz 1949 nur von den Volks-
vertretungen der Länder, den Landtagen, und nicht vom Bundesvolk 
angenommen worden ist, hat hierzulande über die Jahre einer Auf-
fassung Vorschub geleistet, als sei unsere Demokratie nicht auf die 
Grundlage der Verfassungslogik (Volkssouveränität) und einer da-
raus folgenden Verbindlichkeit (Legitimität) gegründet, sondern - 
im Rückblick auf Weimar - Konsequenz reiner »Lebenserfahrung«. 

Wir begegnen damit einem Demokratieverständnis, das nicht mehr 
auf das »Urbild einer Rechtsgemeinschaft freier Bürger« gegründet 
sein will, sondern schon im Ansatz nur auf dem Prinzip bloßer Stell-
vertretung, also »rein repräsentativ«, oder gar »anti-plebiszitär«, 
(Klaus Stern, »Das Staatsrecht der BRD«; 2. Auflage 1984; Bd. 1, 
S. 455; Bd. 2, S. 16 f.) ausgestattet sein soll. Über den einschlägi-
gen Artikel 20 Absatz 2 des Grundgesetzes, der das Wahlrecht und 
das Abstimmungsrecht als die beiden Volksrechte verankert, wird 
schlicht so hinweggelesen, als sei nur das Wahlrecht darin fest-
geschrieben. Der Rest ist konspiratives Schweigen. 

Eine so den Lebensnerv der Republik berührende Frage will gewiß 
mit Sorgfalt geprüft sein, geht es doch um die Kardinalfrage des 
sozialen Lebens schlechthin. Im weiteren Sinn geht es dann wohl 
auch darum, ob 200 Jahre nach der Französischen Revolution jener 
menschheitsgeschichtliche Impuls des Souveränitätswechsels von 
1789 überhaupt richtig von uns aufgenommen oder ob er nicht einer 
seichten - und damit risikobehafteten Oberflächlichkeit - geopfert 
worden ist. 

1. Die »Nicht-Existenz eines Souveräns im demokratischen 
Verfassungsstaat« 

Selbst uns eher dubios erscheinende verfassungsrechtliche Posi-
tionen bekennen, daß es »mehr als ein Schönheitsfehler« sei (bspw. 
K. J. Bertges »Die repräsentative Demokratie und das plebiszitäre 
Element«, 1987), wenn 1949 die Annahme des Grundgesetzes nicht 
durch das Volk selbst vorgenommen worden sei. Über die Gründe, 
die dazu geführt haben, muß nicht spekuliert werden; obwohl die 
Alliierten zunächst auf eine solche Bestätigung drängten, wollten 
die Deutschen, daß ihre Verfassung nur ein »Provisorium« sein solle. 
Wenn man also schon meint, ein Provisorium habe Legitimation 
weniger nötig, warum rückt man dann heute, wo doch das »Provi-
sorium« längst zur dauernden staatsrechtlichen Wirklichkeit ge-
worden ist, nicht ab von dieser Ansicht der Dinge? Immerhin be-
kennen alle seriösen Staatsrechtslehren, daß der eigentliche Verfas-
sungsgeber »das Volk« sei und sein müsse, also die »Rechtsge-
meinschaft der Bürgerinnen und Bürger«. 
H. Oberreuter, Politologe an der Universität Passau, kann als ein 
Wortführer derjenigen gelten, deren Auffassung nach »der Parla-
mentarismus seine Legitimation in sich selbst trägt« (so bei einer 
Tagung der Evangelischen Akademie Loccum, Sommer 1986), was 
natürlich heißen soll, die Wahl - zugestandenermaßen die »freie 
Wahl« - enthalte schon alles, was Legitimation begründe. In Fort-
führung dieses Gedankens stellt sich dann bereitwillig die Grund-
vorstellung, das scheinbar nicht mehr zu hinterfragende Axiom ein, 
daß alles legitimiert sei, was das Parlament beschließt, - wenn 
dieses nur »frei« gewählt ist.1 M. Kriele, der die ebenso besänf-
tigende wie aufrüttelnde Theorie über die »Nicht-Existenz eines 
Souveräns im demokratischen Verfassungsstaat« in die Welt gesetzt 
                                                           
1 Wir wollen, aus der Erfahrung und dem Umgang mit den unfreien - oder nur scheinbar 
freien - politischen Systemen, nicht unterschätzen. Was diese »Wahl-Freiheit« zur Recht-
fertigung politischer Herrschaft beiträgt; nämlich, daß es überhaupt eine Wahl, und nicht 
nur eine Zwangs-Akklamation gibt. Doch die fundamentale Rechtsfrage ist damit nicht 
erschöpft, ja nicht einmal wirklich gestellt. 
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hat, bekennt an entscheidender Stelle seiner »Einführung in die 
Staatsrechtslehre« (1981), daß wenigstens beim Inkrafttreten der 
Verfassung »der demokratische Souverän« aufgerufen sei, wenn-
gleich Kriele gleichzeitig meint, erst wenn die Verfassung - infolge 
einer Katastrophe (!) - außer Kraft gerate, sei dieser Souverän wie-
der gefordert. In der Zwischenzeit trete er zugunsten der Verfassung 
zurück. Wörtlich: »Der demokratische Souverän gibt, indem er vom 
pouvoir constituant (verfassunggebende Gewalt) Gebrauch macht, 
seine Souveränität auf. Er ist nicht mehr unmittelbar handlungs-
fähig. Er ist als politischer Faktor nur latent vorhanden. Er tritt 
erst wieder in Funktion, wenn der Verfassungsstaat zusammen-
bricht. Man kann auch sagen: Die demokratische Souveränität ruht, 
solange der Verfassungsstaat besteht.« (a.a.0. S. 226) 

Kriele als ein in diesem Punkt auffallend oft zitierter Verfassungs-
rechtler zeigt sich aber unbekümmert darüber, daß der demokra-
tische Souverän 1949 bei Inkrafttreten des Grundgesetzes gar nicht 
in Erscheinung getreten ist. Er leitet aus der Tatsache, daß der 
Souverän die Verfassung als einen Teil seiner selbst heraussetzt, die 
These ab, es gäbe im Verfassungsstaat keinen Souverän mehr, ja es 
dürfe auch - um der Freiheit willen - keinen mehr geben. Zu einem 
solchen Souverän gehöre, daß er »alles könne, also auch Grund-
rechte abschaffen«. Da aber auch das Volk an in der Verfassung 
verankerte Kompetenzen gebunden bzw. auf diese beschränkt sei, 
gäbe es - auch rein faktisch - keinen (eben unumschränkten) Souve-
rän mehr. Eine solche Instanz könne, wegen ihrer Bindung an be-
stimmte Kompetenzen, nicht mehr »Souverän« (legibus absolutus) 
genannt werden. Wir werden verfolgen, wie weit Kriele mit dieser 
Auffassung kommt. 

2. Mißachtung der Maxime von der Nicht-Übertragbarkeit 
des Gemeinwillens 

Aus Sorge vor einem »omnipotenten Souverän« scheinen manche 
Theoretiker nicht bemerkt zu haben, was beim Übergang der Sou-

veränitätsidee vom einzelnen Monarchen auf die Bürgerschaft 
hinsichtlich des konkreten Souveränitätsbegriffs stattfindet. Wenn 
eine solche Kompetenz von einem Einzelnen auf viele, ja auf alle 
Mündigen übergeht, müßte für eine Willkürhandlung zuerst die 
höchstmögliche Einmütigkeit hergestellt sein. Ob aber aus einem 
solch breiten Konsens noch Willkür hervorgehen kann, darf doch 
bezweifelt werden. Daß also diese Souveränität ihrer Idee nach auf 
der Zustimmung des sozialen Ganzen beruht, ist doch ein wesent-
liches, von der alten Souveränität völlig abweichendes Merkmal. 
Dennoch wird entgegengehalten, alle, vor allem eine bloße Mehr-
heit könnte immer noch »irren«. Wohlan. Die Chance der Willkür 
wie des Irrtums wächst mit dem Grad der Subjektivität. Träfe dieser 
Verdacht dann nicht minder die Volksvertretung - und erst recht 
deren bloße Mehrheit? Es sei denn, man hätte die Ideologie des 
Stellvertretertums schon dahin entwickelt, daß Gewähltsein den 
Irrtum ausschließe! 

Doch sind dies nicht alles Versuche, um das »Volk« selbst auszu-
schalten, es nur soweit in Aktion treten zu lassen, als man es eben 
braucht, um die demokratische Weihe für das Parlament zu 
besorgen? Danach kann es abtreten. So wird versucht, entweder ei-
nen Souverän im demokratischen Verfassungsstaat schlicht zu leug-
nen; oder man befehdet die Idee des »Gemeinwillens«, indem man 
diesen als eine absolutistische und damit gefährliche Schimäre deu-
tet. 

Diesem Komplex kann man überall begegnen, wo geglaubt wird, 
»schon Rousseau habe den Gemeinwillen absolutistisch gedeutet«, 
wenn er diesen eben »nicht aus der Tradition des Verfassungsstaats, 
sondern am Modell und daher in der Befangenheit des Absolutis-
mus entwickelt«. Und darauf seien die vielfältigen Entartungen der 
Demokratie, voran die im Zuge der Französischen Revolution selbst, 
zurückzuführen; denn man könne kaum umhin, einen (so fiktiven) 
Begriff wie den des Gemeinwillens anders als »absolutistisch« 
(oder totalitär) zu deuten oder gar anzuwenden. 
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Da fehlt es nicht an Versuchen zu illustrieren, wohin man kommt, 
wenn man einen solchen »Gemeinwillen« überhaupt zur Grundlage 
der Politik macht. Auch F. Sieburg erliegt in seiner Robespierre- 
Biographie dieser Suggestion, als habe allein schon die »fixe Idee 
vom Gemeinwillen« und Robespierres Rousseau-Begeisterung die 
Schreckensherrschaft hervorgerufen. Gewiß - und leider kaum 
beachtet - ist nur, daß Robespierre den zweiten, ebenso wichtigen 
Grundsatz Rousseaus bezüglich des Gemeinwillens, den seiner Un-
übertragbarkeit, übergangen hat. Und wo immer die Demokratie in 
den letzten 200 Jahren entartet ist, geschah es, weil sich einige 
wenige für berechtigt hielten, diesen Gemeinwillen selbst zu ver-
körpern oder ihn allein zu erkennen. Auf diesen Übertragungsgesichts-
punkt muß mit aller Konsequenz hingewiesen werden, weil der 
heutige Parlamentarismus - mehr noch der (marxistische) demokra-
tische Zentralismus - ganz gegen Rousseaus Grundsatz - an der 
Übertragbarkeit des Gemeinwillens festhält und somit kein dienen-
des Verhältnis zu ihm wie auch keinen unvoreingenommenen Zu-
gang zu den geschichtlichen Phänomenen gewinnen kann. 

So schreibt E. Kaufmann (»Zur Problematik des Volkswillens«, 
1931; in: Grundprobleme der Demokratie, Hrsg. U. Matz, 1973, S. 
23), Volkswille und Volksgeist gleichsetzend, Rousseau habe mit 
seiner These von der Unübertragbarkeit des Gemeinwillens »den 
größten und folgenschwersten staatstheoretischen Irrtum, der je 
ausgesprochen wurde«, in die Welt gesetzt. Was aber der politisch- 
rechtliche Gemeinwille ist, muß dieser, auch wenn von Einzelnen 
vorformuliert, tätig bestimmen. In Wahrheit haben erst die waghal-
sigen Übertragungen des Gemeinwillens all jene Katastrophen ein-
geleitet, auf die verwiesen wird. Die spektakulärsten Vorgänge 
dürften die plebiszitäre Wahl Napoleons zum Kaiser (1804) und die 
Ermächtigung Hitlers am 23. 3. 1933 gewesen sein, als eine Volks-
vertretung nicht nur die Rechte des Volkes, sondern auch ihre eige-
nen an einen übermächtigen, vermeintlichen »Repräsentanten des 
Volkswillens« ausgeliefert - also übertragen - hat. 

Anstatt also einzusehen, daß man in erster Linie Rousseaus Maxime 
von der Unübertragbarkeit des Gemeinwillens mißachtet und dafür 
schwere Folgen in Kauf zu nehmen hatte, sucht man Rousseau für 
eben seinen heilsamen Hinweis einen Strick zu drehen. 

3. Was ist das »Abstimmbare«? - Von der Gangart des 
demokratischen Souveräns 

Sollte eine solche Fehlhaltung je auf Rousseau zurückgehen, könnte 
ein Vertrautsein mit den realen Verhältnissen dies widerlegen, denn 
eine Vielheit von Menschen kann nicht mehr - wie ein Einzelner - 
»absolutistische Willkür« walten lassen. Was eine Gesamtheit von 
Bürgern zu einem Konsens bringen will, diktiert ihnen nicht die 
Laune oder eine Willkür, sondern höchstens die Notwendigkeit, 
besser: die »Einsicht in ein Notwendiges«. 

Wer meint, der Gemeinwille sei seinem Wesen nach despotisch, hat 
noch nicht beachtet, aus welchem Verfahren er einzig authentisch 
auftaucht. Bei einem staatsorganschaftlichen Verfahren - also im 
Wege der dreistufigen Volksgesetzgebung, wie sie in dem Vor-
schlag der »Initiative Volksentscheid« entwickelt wird (siehe dazu 
»Das Abstimmungsrecht des Volkes«, Kap. V.: Wie muß das Ab-
stimmungsrecht heute sachgemäß realisiert werden?) - macht nie-
mand aus der Bürgerschaft sich anheischig, »allgemeine Wahrhei-
ten« durch Beschlüsse feststellen zu lassen, wohl aber soziale, im 
Idealfall weise, praktisch überzeugende Regelungen. 

Der Gemeinwille tendiert dahin, in Erkenntnisfragen das Individu-
um zu einem eigenen Souverän zu erheben. Dem Gemeinwillen 
geht es nur darum, die rechtlichen Bedingungen dafür zu schaffen, 
daß einerseits Freiheit im Denken herrscht, andererseits jeder seine 
materiellen Bedürfnisse im Rahmen der Gesetze nach seinen (sub-
jektiven) Gesichtspunkten soll ausrichten können. 

Will man damit ernst machen, müssen hauptsächlich die Menschen-
rechte gesichert sein. Sofern ein materieller Bedarf gedeckt werden 
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soll, ist es ratsam, die entsprechende Produktionssphäre wohlwollend 
zu behandeln, damit sie erzeugt, was man braucht. Es ist also gerade 
der Gemeinwille, auch in seiner diffusesten (nämlich heutigen) Er-
scheinungsform, der den freien (assoziierten) Unternehmen insofern 
freie Fahrt gibt, als diese - in freier Souveränität - entscheiden sollen, 
für welchen gesellschaftlichen Bedarf sie die in ihnen vereinigten Fä-
higkeiten einsetzen wollen. 

Damit wird gewährleistet, daß Aktivitäten an den beiden Quell-
punkten des sozialen Lebens, Kultur und Wirtschaft, als solche nicht 
bevormundet werden; die Aktivitäten werden durch eigene, vom 
Gemeinwillen erst frei gesetzte Souveränitätschaften reguliert. 
Wenn aber die »Lebensbedingungen« für die Kultur oder die Wirt-
schaft erst geschaffen oder optimaler formuliert werden sollen, dann 
wird dies zum Kernanliegen des Gemeinwillens, weil daran die mei-
sten Menschen vital interessiert sind. Der Gemeinwille beschränkt 
sich vielmehr auf dasjenige Gebiet, das ihm a) notwendig und b) als 
regelbar erscheint, also auf die Rechtssphäre. 

Obwohl vom überkommenen Staat aus gesehen alles »verrecht-
licht«, d.h. in Rechtsformen gezwängt werden könnte (und auch 
wird), so erscheint - dem Gemeinwillen selbst - nur dasjenige als 
»Recht«, was aus der (kollektiven oder sozialen) Vereinbarung 
stammt und dort aufgegriffen worden ist. Es gehört also zugleich 
zum Wesen des demokratischen Rechts, daß es nicht diktiert oder 
aufgedrängt ist, sondern eben aus dem Vertragsprinzip, der Verein-
barung, stammen muß. 

Empfindungsgemäß liegt dieser Rechtsbegriff heute längst vor, nur 
nicht im Verhältnis von Volk und Volksvertretung. Hier allein hat 
sich die Vorstellung erhalten, als sei es grundsätzlich statthaft, an-
deren Mitmenschen Verbindlichkeiten als »geltendes Recht« aufzu-
drängen. Kurzum, der direkt-demokratische Gedanke, der ja das 
Vereinbarungsprinzip auch auf die Ebene der Gesellschaft bringen 
sollte, wird in erstaunlichem Maße ignoriert und diskreditiert. 

Was ist nun auf dieser Ebene regelbar, vereinbarungsfähig? Damit 
ist die Frage nach dem »Abstimmbaren« oder »Nichtabstimmba-
ren« gestellt. Während man dem einstigen Monarchen und den 
Körperschaften entweder das Naturrecht oder eine Beschränkung 
durch Zweidrittelmehrheit oder gar völlige Tabus entgegenhalten 
mußte, regelt sich dies bei der direkten, auf der Rechtsgemeinschaft 
der Bürger basierenden Demokratie - eben aus dem Wesen und der 
inneren Regsamkeit des »Gemeinwillens« - dadurch, daß die Men-
schen nur dasjenige - durch Votum - regeln wollen, »wofür Inter-
esse besteht«. Es ist also nicht eine vorgegebene »reine Vernunft«, 
durch die (a priori und per Katalog) vorbestimmt werden könnte, 
was »unabstimmbar« wäre, sondern es waltet beim eigentlichen 
Demokratiegedanken über dieser Frage eine flexible »praktische 
Vernunft«.2 
Welches Recht als solches evident (Naturrecht) und welches 
verhandlungsfähig ist, kann der Gemeinwille entscheiden, indem er 
als Organ der Volkssouveränität die sich (immer mehr) selbst 
regulierende Kraft einer auf ihre Rechtsordnung hinwirkenden Ge-
meinschaft verdeutlicht. Der Verfassungsstaat ist nicht neben, quasi 
auf einem anderen Boden als dem der Volkssouveränität entstan-
den. Wer glaubt, der Rechtsstaat oder die Idee der Rechtsgleichheit 
haben eine andere Wurzel als die allmählich am Geschichtshorizont 
heraufziehende Idee der Volkssouveränität, der hat in ihr nie die 
Idee der werdenden bürgerlichen Rechtsgemeinschaft mitgedacht. 

Damit haben wir etwas von der Gangart des demokratischen Souve-
räns skizziert, wie er sich im Leben darstellt, wenn die Idee einer 
letzten Entscheidungsinstanz, also »Souveränität«, allmählich an 
die Gesamtbürgerschaft übergeht. 

                                                           
2 Welche Brücke die Einwohner Lübecks bauen wollen, das ist für die übrige Bundesre-
publik ein »Unabstimmbares«, weil dies Angelegenheit der Lübecker ist, und niemand 
außerhalb Lübecks auf die Idee kommt, diese Kompetenz an sich zu ziehen. Ebenso wird 
sich kaum jemand dafür verwenden, eine mathematische Wahrheit durch Mehrheitsbe-
schluß feststellen zu lassen. 
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Je mehr die Rechtsordnung aus dem demokratischen Gemeinwillen, 
somit aus einem möglichst umfassenden Konsens aller herausplasti-
ziert werden muß, umso mehr ist die Gewähr geboten, daß sich 
dieses »vereinbarte Recht« auf das beschränkt, was reine Vor-Be-
dingung ist (etwa für Kultur und Wirtschaft). Der demokratische 
Gemeinwille ist der Versuchung von Übergriffen am meisten ent-
hoben, weil ein Regelungsbedarf nur auf dem Gebiet erkannt wird, 
wo vitale Interessen aller, also letztendlich Menschenrechtspositio-
nen zu entwickeln und zu wahren sind. 

Der demokratisch herausplastizierte Gemeinwille will und kann 
also nicht Weltanschauung oder wirtschaftlichen Bedarf oder 
Produktion bestimmen, sondern bestenfalls die optimalen Bedin-
gungen für diese schaffen; er fühlte sich anders völlig überfordert. 
Gemessen an der zurückgelassenen absolutistischen Souveränität, 
die alles kann und möglicherweise alles an sich reißt, ist dies 
»Ohnmacht«. Doch nicht, weil es eine Verfassung will; die Verfas-
sung bestimmt so etwas, weil der demokratische Souverän so und 
nicht anders beschaffen ist. Es ist dies nicht Einbuße an Souve-
ränität, sondern die Stärke des demokratischen Souveräns, denn so 
ist er auf natürliche Weise - nicht durch Dekret - darauf »beschränkt«, 
die notwendigen sozialen Lebensabläufe ganz von den men-
schenrechtlichen Prämissen aus zu regeln. 

Nur die Suggestion des alten Souveräns irritiert, läßt die Meinung 
aufkommen, jetzt habe man es gar nicht mehr mit einem Souverän 
zu tun, weil dieser ja nicht mehr Willkür walten lassen will. Die 
Theoretiker, die so denken, merken gar nicht, daß sie einfach die 
Willkür zum Kriterium der Souveränität gemacht haben. Etliche 
meinen, die »Durchsetzungsfähigkeit« sei das Kriterium für Sou-
veränität; sie merken nicht, daß sie sich damit bereits den Gewalt-
tätigsten andienen. Andere sehen im Nuklearwaffenbesitz die Fülle 
der Souveränität (Michael Stürmer, in einem Vortrag am 31. März 
1989, gesendet in »Der Rede wert«, Süddt. Rdf. 2. Prog.), sie sehen 
nicht, daß sie damit nur einen Dämon anbeten, »der mit dem Welt-

untergang drohen kann«. Dies alles hat jedenfalls nichts mit der 
neuen Souveränität des Volkes zu tun. 

4. Die beiden Pole der direkten Demokratie: Vorschlags- und 
Bestimmungsrecht 

Es hätte wenig Sinn, einem so beschaffenen Souverän künstliche 
Grenzen zu ziehen; diese sind ja bereits durch den Gemeinschafts-
charakter des Gemeinwillens gegeben und abgesteckt. Kurzum da-
durch: daß Einigkeit nur auf dem schmalen Grat des kleinsten 
gemeinsamen Nenners zustandekommt. Es ist absurd zu glauben, es 
dürfe - mit Rücksicht auf die Freiheit in einem freiheitlichen Ge-
meinwesen - »keinen Souverän mehr geben«. Wer so spricht, hat 
den Wandel des Souveräns nicht bemerkt. 

Man sieht das daran, wie wenig die direkte Demokratie, das 
Abstimmungsrecht des Volkes, studiert wird. Es kommt in einer 
sich selbst regelnden Gesellschaft zuerst darauf an, daß alle relevan-
ten Vorschläge auf den Tisch kommen, weil nur so auch die verbor-
genen und vielleicht klügsten Anregungen wahrnehmbar bleiben; 
nicht die Allgemeinheit muß diese Vorschläge produzieren - sie 
überläßt es den sowohl erwiesenen wie noch unbekannten »Eliten« 
-, aber sie wird insofern die Prüfinstanz darüber sein wollen, was sie 
für angemessen halten soll, jedenfalls wenn daraus Verbindlich-
keiten (Normen) für die Gesellschaft werden sollen. Daß sie den 
vielen Einzelnen großzügig das Vorschlagsrecht einräumt, aber das 
Bestimmungsrecht für sich behält, darin erweist sich »wahre Ho-
heit« (eben Souveränität); die Durchsetzungsfähigkeit sucht sie im 
»maximalen Konsens«.3 

                                                           
3 Wer sich jedoch »Bürgerschaft« in Anlehnung an ein vollbesetztes Stadion »denkt«, muß 
natürlich Schiffbruch erleiden. Der Berliner Sportpalast unter Goebbels Regie wirkt bis 
heute als ein abschreckendes Beispiel einer Massenhysterie. Wenn dieses Bild ernsthaft 
der Demokratie zugrundeläge, müßten alle Formen derselben - auch die bestehende 
parlamentarische - sofort aufgehoben werden 
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Das »Volk« als »Rechtsgemeinschaft« (Subjekt der »Recht-Schaf-
fenheit« und Recht-Schaffung), wie es die Verfassung versteht, 
konstituiert sich aus den Einzelmenschen; die Gemeinschaft als akti-
ves Wesen kommt dadurch in eine sich befruchtende innere Regsam-
keit, so daß am einen Pol, dem Individualpol, die Vorschläge und 
Anregungen gemacht, am anderen, dem Sozialpol, die Entscheidungen 
gefällt werden. Es kommt also nur darauf an, optimal und sinnvoll den 
einen Pol mit dem anderen in Wechselwirkung treten zu lassen. (siehe 
dazu wieder »Das Abstimmungsrecht des Volkes«, Kap. V.). 

Während bei Personenwahlen, dadurch daß pauschale Vollmachten 
übertragen werden müssen, viel Irrationalität mitwirkt, ist dort, wo die 
Rechtsgemeinschaft direkt beschließt, wo sie direkt - in Abstim-
mungen - regelt, die reine Ratio in Form von Einzelbeitritten gefor-
dert; denn das Hinschauen-Müssen auf die neu zu beschließende 
Regelung schaltet zwar nicht intellektuelles Unvermögen oder Leiden-
schaft selbst aus, aber läßt es nicht an den Abstimmungsprozeß heran-
kommen: Wer die Tragweite einer Regelung nicht versteht, bleibt 
einer Abstimmung einfach fern. Wer glaubt, eine andere Regelung sei 
vernünftiger, macht einen Alternativentwurf oder beteiligt sich daran. 
Hier ist kein Platz für ohnmächtige Aggressionen. Damit sei hinge-
wiesen auf die soziale Vernunft, wie sie aus einer aktiveren Bürger-
schaft hervorgeht und wie sie eventuelles Mittelmaß gerade dort effek-
tiv zurückdrängt, wo direkte »plebiszitäre Vereinbarungen« stattfin-
den, während an Personenwahlen ja auch diejenigen Menschen teil-
nehmen, die aus ihrem Gefühl des Unvermögens ihre Verantwortung 
abgeben, also nur delegieren wollen. 

Der »demokratische Souverän« ist also bei Wahlen völlig anders 
tätig als bei den Abstimmungen. Ja, man kann sagen: Wirklich auf-
                                                                                                                                    
Wer aus dieser (ganz unechten) Besorgnis der »Bürgerschaft« mißtraut und sie deswegen 
von ihrer Kompetenz verdrängt, der bannt nicht einen »wild gewordenen (absoluti-
stischen) Gemeinwillen« (Stichwort: totalitäre Demokratie), sondern der schafft höchstens 
das Rechtssubjekt der demokratischen Souveränität - und damit den Gemeinwillen - ab. 

treten kann die Qualität des demokratischen Souveräns, der 
Gemeinwille, nur dort, wo die Rationalität über Abstimmungen prak-
tiziert wird. Im anderen Fall kommt nur ein pauschales irrationales 
Vertrauen zum Vorschein, jedoch keine auf Rationalität gegründete 
Willensform. Man sei sich bewußt: Im eigentlichen tieferen Sinn ist 
»der Souverän« überhaupt nicht »das Volk«, sondern die aus der 
Menschengemeinschaft herausplastizierte »soziale Vernunft«. 

5. Subsidiarität und Föderalismus statt Absolutismus und 
Zentralismus 

Da die Gesamtbürgerschaft selbst keine Ambitionen auf die 
Exekutive hat ist in ihrem Wollen das Element der Macht am 
effektivsten ausgestaltet, es ist -wenn auch nur approximativ, so 
doch am meisten und lautersten - auf das hinorientiert, was im 
Einzelfall und der jeweiligen Lage das Gemeinwohl als Postulat der 
sozialen Vernunft beinhaltet; so formal auch immer man diesen Tat-
bestand nur beschreiben kann. 

Nimmt man die verschiedenen Schichtungen des sozialen Lebens - die 
Ebene der Kommune, der Länder und des Bundes - so ist aus dieser 
Interessenlage heraus am ehesten gewährleistet, daß der Bund den 
kleineren Gemeinschaften nichts wegnimmt, was diese regeln wollen 
und regeln können (Subsidiarität). Beim Prinzip der Repräsentation, 
das einen immanenten Hang »nach oben«, also zur Exekutive hin hat, 
herrscht der Trend, Individuum und kleinere Gemeinschaften zu 
entmündigen. Strebt man jedoch ernsthaft nach so etwas wie dem Sub-
sidiaritätsprinzip, dann muß man sich an die direkt-demokratische 
Komponente wenden, sie mit Leben erfüllen. Wo dieser Geist der 
Subsidiarität herrscht, da ist auch dem Föderalismus stets eine reelle 
Chance gegeben, den man längst als eine Form der zusätzlichen, 
nämlich »territorialen Gewaltenteilung« rühmt. Die direkt-demokra-
tisch entwickelte soziale Vernunft zieht keine Kompetenzen von 
kleineren Gemeinschaften ohne Not an sich, sondern ordnet das Fö-
deralismusprinzip von innen heraus; überall werden von der größeren 
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Gemeinschaft allenfalls »Rahmenbedingungen« geschaffen. Ein 
bevormundendes Hineinregieren ist dem demokratischen Souverän 
eine würdelose Last. Und so wie er territorial den unteren Gemein-
schaften Raum läßt, so setzt er für das Kulturleben das Individuum, für 
das Wirtschaftsleben das Unternehmertum (Werkgemeinschaft) in 
eine eigene Souveränitätschaft überhaupt erst ein. 

Überall wo man der Gesellschaft jedoch einen fremden Willen 
aufdrängen will, da braucht man den (zentralistischen) Einheitsstaat; 
da schiebt man den Föderalismus lästig beiseite. Ein Grundsatz wie 
der, wonach »Bundesrecht Landesrecht bricht« mag aus dem repräsen-
tativen Denken heraus seine Gültigkeit haben; im direkt-demokrati-
schen Leben gilt der umgekehrte Grundsatz (was im übrigen auch im 
GG zum Ausdruck kommt, wenn bei konkurrierender Gesetzgebung 
die Wahrscheinlichkeit für die Länderzuständigkeit spricht). 

Zusammenfassung 

Im direkt-demokratisch entwickelten Gemeinwillen liegt gerade 
jene Kraft, die dem Absolutismus wie dem Totalitarismus und dem 
Zentralismus am diametralsten entgegensteht. 

Der Gemeinwille kann gar nicht in der Befangenheit des Absolu-
tismus entwickelt worden sein, wenn man an seine Entfaltung auf 
der konkreten sozialen Wirklichkeit denkt. Gefährlich ist doch nur, 
vom Gemeinwillen (oder Volkswillen) bloß zu reden, anstatt ihn zu 
ermitteln und ihn dann den nach (totaler) Repräsentation strebenden 
Demagogen zu überlassen, entweder indem diese vorgeben, ihn 
allein zu kennen oder ihn schon providentiell zu verkörpern. Ge-
fährlich ist an diesem Begriff also nur seine klassische Pervertie-
rung durch die Übertragung, die aber schon im ersten Bonaparte 
(1804), in der plebiszitären Monarchie (als einer einmaligen Ver-
einnahmung des Gemeinwillens durch den alten Staat) zugleich ei-
ne einzigartige Monumentalität erreicht hat und damit zum Ur-
phänomen des »Bonapartismus« geworden ist.  


